VGH Munchen, Beschluss vom 11.03.2015 - 11 CS 15.82

In der Verwaltungsstreitsache

wegen Entziehung der Fahrerlaubnis und Zwangsmittelandrohung (Antrag nach § 80 Abs. 5
VwGO);

hier: Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Bayerischen
Verwaltungsgerichts Bayreuth vom 16. Dezember 2014,

erlasst der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 11. Senat, ohne mindliche Verhandlung am
11. Méarz 2015 folgenden Beschluss:

I. Die Beschwerde wird hinsichtlich der Falligkeit des Zwangsgelds verworfen und im Ubrigen

zurlickgewiesen.

Il. Der Antragsteller tragt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Ill. Der Streitwert fir das Beschwerdeverfahren wird auf 6.500 Euro festgesetzt.

Grunde:

l.

1 Der Antragsteller wendet sich gegen die flr sofort vollziehbar erklarte Entziehung seiner
Fahrerlaubnis (Klasse 3, alt), die isolierte Androhung der Anwendung unmittelbaren Zwangs
zur Sicherstellung seines Fihrerscheins und die Falligkeit eines Zwangsgelds in Hohe von
500 Euro.

2 Am 5. September 2013 Uberfuhr der Antragsteller eine rote Ampel. Das Amtsgericht
Bamberg verhangte dafur mit Beschluss vom 17. Marz 2014 eine GeldbulR3e von 640 Euro (2
OWi 2312 Js 14089/03). Die Polizeiinspektion Bamberg regte aufgrund der Umsténde des
RotlichtverstoRes und der schlechten korperlichen Verfassung des Antragstellers eine

Uberprufung seiner Fahrtauglichkeit an.

3 Der Antragsteller legte der Fahrerlaubnisbehoérde auf deren Anforderung einen
Fragebogen beziglich seines Gesundheitszustandes vor, mit dem samtliche Fragen, z. B.
nach Bewegungseinschrankungen, schweren Herzerkrankungen und

Medi kament enei ninafih nbee ammittwoANeet war en. Der Fachar
Dr. med. S., bestatigte die Angaben und die Fahreignung des Antragstellers. Zugleich legte
der Antragsteller Ausziige aus Arztberichten vor, aus denen sich zahlreiche Erkrankungen,

insbesondere des Herzens, und eine umfangreiche Medikation ergeben.



Die Fahrerlaubnisbehdrde ordnete daraufhin die Vorlage eines arztlichen Gutachtens an.
Das Gutachten des DEKRA e.V. Dresden vom 14. Februar 2014 verneinte die Fahreignung
des Antragstellers. Zugleich wurde ausfihrt, es kénne mittels eines arztlichen Gutachtens
nicht abschlieRend geklart werden, ob der Antragsteller ein Kraftfahrzeug sicher fiihren
kénne. Es werde deshalb empfohlen, eine medizinisch-psychologische Untersuchung
anzuordnen, um das psycho-physische Leistungsvermdgen und eine angemessene
Compliance zu prifen. Es seien, gestitzt auf die Anamnese, Eigen- und Fremdbefunde, an
den inneren Organen und dem Herz-Kreislaufsystem Befunde von Krankheitswert
festzustellen, die Bewegungsorgane seien nur eingeschrankt funktionstiichtig und es
bestiinden Normabweichungen im sinnesphysiologischen und neurologischen Bereich. Der
Antragsteller zeige mehrere Befunde von Krankheitswert, die jeder fir sich aber nicht
zwingend die Kraftfahreignung ausschlie3en wiirden. Er sei verlangsamt und deutlich
vorgealtert, worliber keine Einsicht bestehe. Die korperlichen Einschrankungen wirden

bagatellisiert.

4 Die Fahrerlaubnisbehérde horte den Antragsteller daraufhin zu einem beabsichtigten
Entzug der Fahrerlaubnis an. Der Antragsteller machte geltend, es kédme allenfalls die
Anordnung einer medizinisch-psychologischen Begutachtung in Betracht. Vorrangig seien
aber Auflagen zum Umbau des Fahrzeugs. Er legte ein Schreiben des Dr. med. S. vom 20.
Mai 2014 vor. Daraus geht hervor, dass der Antragsteller wegen zwei Ulzerationen am
rechten Kndchel in Behandlung sei und diese Lasionen die Fahrtiichtigkeit nicht

einschranken wirden.

5 Mit Schreiben vom 28. Mai 2014 ordnete die Fahrerlaubnisbehdérde die Vorlage eines
medizinisch-psychologischen Gutachtens einer amtlich anerkannten Begutachtungsstelle fiir
Fahreignung Uber die Eignung zum Fihren von Kraftfahrzeugen an. Es solle geklart werden,
ob der Antragsteller trotz Vorliegens der Erkrankungen ein Kraftfahrzeug sicher fuhren
kénne. Insbesondere sei dabei zu prifen, ob das Leistungsvermégen zum sicheren Fihren
eines Kraftfahrzeugs ausreiche und ob eine Kompensation der festgestellten

Einschrankungen durch besondere Voraussetzungen mdaglich sei.

6 Mit Schreiben vom 8. Juni 2014 wandte sich der Antragsteller an den Landrat des
Landkreises Bamberg und bat um Uberpriifung der Entscheidung. Mit Schreiben vom 16. Juli
2014 teilte er mit, er prife die Moglichkeit eines Umbaus des Fahrzeugs, damit ein Fihren
des Fahrzeugs auch ohne Benutzung des rechten Beins mdglich sei. Damit werde das
Leistungsvermégen zum sicheren Fuhren des Fahrzeugs sichergestellt und die

Durchfiihrung einer medizinisch-psychologischen Untersuchung durfte sich damit erledigen.



Er legte weitere Bestatigungen seine Hausarztes sowie Arbeitsunfahigkeitsbescheinigungen
vor. Mit Schreiben vom 7. Oktober 2014 und 17. Oktober 2014 legte ihm die
Fahrerlaubnisbehdrde nochmals ausfuhrlich dar, weshalb eine medizinisch-psychologische
Begutachtung fur erforderlich gehalten werde.

7 Die Fahrerlaubnisbehérde entzog dem Antragsteller mit Bescheid 14. November 2014 die
Fahrerlaubnis (Nr. 1), verpflichtete ihn, den Fuhrerschein innerhalb einer Woche nach Erhalt
des Bescheids vorzulegen (Nr. 2), drohte ein Zwangsgeld fur den Fall der nicht fristgerechten
Erfullung der Anordnung unter Nr. 2 in Hohe von 500 Euro an (Nr. 3) und erklarte die Nrn. 1
und 2 fur sofort vollziehbar (Nr. 4). Der Bescheid stitzt sich auf 8 11 Abs. 8 FeV, da der

Antragsteller das angeordnete Gutachten nicht vorlegte.

8 Mit Schreiben vom 25. November 2014 stellte die Fahrerlaubnisbehdrde das Zwangsgeld
in H6he von 500 Euro fallig, weil der Antragsteller seinen Fiihrerschein nicht abgegeben
hatte und drohte die Anwendung unmittelbaren Zwangs durch die Polizeiinspektion

Bamberg-Land an.

9 Der Antragsteller erhob Klage gegen die beiden Bescheide und beantragte, hinsichtlich der
Entziehung der Fahrerlaubnis die aufschiebende Wirkung seiner Klage anzuordnen sowie im
Wege einer einstweiligen Anordnung festzustellen, dass das Zwangsgeld nicht fallig
geworden sei. Uber die Klage (B 1 K 14.821) hat das Verwaltungsgericht Bayreuth nach
Aktenlage noch nicht entschieden. Den Antrag auf vorlaufigen Rechtsschutz hat das
Verwaltungsgericht mit Beschluss vom 16. Dezember 2014 abgelehnt.

10 Dagegen wendet sich der Antragsteller mit seiner Beschwerde, der der Antragsgegner
entgegentritt. Der Antragsteller macht geltend, die Fahrerlaubnisbehdrde habe das arztliche
Gutachten nicht gemaf § 11 Abs. 2 FeV gewdrdigt. Vor Einholung eines medizinisch-
psychologischen Gutachtens hatten zuerst erganzende Fragestellungen im Rahmen eines
arztlichen Gutachtens abgeklart werden mussen. Er sei weder uneinsichtig noch fehle es an
seiner Compliance. Er befinde sich in regelméaRiger Behandlung bei seinem Hausarzt und

lege die entsprechenden Nachweise vor. Der Bescheid sei insofern ermessensfehlerhatft.

Der Gutachter sei ihm gegentiber negativ eingestellt gewesen, da er wegen einer
stundenlangen Wartezeit verérgert gewesen sei. Das Gericht habe auch verkannt, dass die
Behdrde als milderes Mittel zuerst entsprechende Fahrzeugauflagen hétte erteilen missen.
Der Antragsteller bendtige sein Kraftfahrzeug fur dringende Eink&ufe und Arztbesuche. Es

gabe keine akzeptablen offentlichen Verkehrsverbindungen.



11 Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten beider Instanzen und die

vorgelegten Behordenakten Bezug genommen.

Il.

12 1. Die Beschwerde ist gemaf 8§ 146 Abs. 4 Satz 3 und 4 VwWGO unzul&ssig, soweit sie
sich gegen die Ablehnung des Antrags nach 8 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO beziiglich der
Falligkeit des Zwangsgelds in Hohe von 500 Euro richtet, denn sie setzt sich diesbeziiglich
nicht mit der Entscheidung des Verwaltungsgerichts auseinander. Das Verwaltungsgericht
hat zutreffend ausgefuhrt, dass weder eine behdrdliche Suspendierung der Verpflichtung zur
Abgabe des Fuhrerscheins noch eine Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung durch
das Gericht erfolgt sei und somit der Pflicht zur Abgabe des Flhrerscheins Folge geleistet
werden musste. Dazu enthalt die Beschwerdebegriindung keine Ausfiihrungen.

13 2. Die im Ubrigen zulassige Beschwerde, bei deren Prufung der Verwaltungsgerichtshof
gemal § 146 Abs. 4 Satz 6 VwWGO auf die form- und fristgerecht vorgetragenen Grinde

beschréankt ist, hat in der Sache keinen Erfolg.

14 Das Beschwerdevorbringen fihrt nicht zu einer Anderung der Entscheidung. Nach § 3
Abs. 1 Satz 1 des StralBenverkehrsgesetzes vom 5. Méarz 2003 (StVG, BGBI S. 310), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 2. Marz 2015 (BGBI S. 186), und § 46 Abs. 1 Satz 1 der
Verordnung lber die Zulassung von Personen zum StraRenverkehr vom 18. Dezember 2010
(Fahrerlaubnis-Verordnung - FeV, BGBI S. 1980), zuletzt gedndert durch Verordnung vom
16. Dezember 2014 (BGBI. S. 2213), hat die Fahrerlaubnisbehérde die Fahrerlaubnis zu
entziehen, wenn sich der Inhaber einer Fahrerlaubnis als ungeeignet oder nicht beféhigt zum
Fihren von Kraftfahrzeugen erweist. Werden Tatsachen bekannt, die Bedenken begriinden,
dass der Inhaber einer Fahrerlaubnis zum Fihren eines Kraftfahrzeugs ungeeignet oder
bedingt geeignet ist, finden die 88 11 bis 14 FeV entsprechend Anwendung (8 46 Abs. 3
FeV).

15 Der Antragsgegner konnte nach 8§ 11 Abs. 8 FeV auf die Nichteignung des Antragstellers
schlieBen, weil der Antragsteller das rechtmafig geforderte medizinisch-psychologische
Gutachten nicht fristgerecht beigebracht hat. Der Schluss auf die Nichteignung ist nur dann
zulassig, wenn die Anordnung des Gutachtens formell und materiell rechtmafig,

insbesondere anlassbezogen und verhaltnismafig ist

(BVerwG, Urteil vom 05.07.2001 - 3 C 13.01 - NJW 2002, 78).



Dies ist hier der Fall, denn der Antragsgegner konnte sich der Empfehlung des &rztlichen
Gutachtens vom 14. Februar 2014 anschlie3en und nach § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FeV
zusétzlich ein medizinisch-psychologisches Gutachten fordern. Die Entscheidung wurde
ausreichend begriindet und das vorgelegte arztliche Gutachten hinreichend gewidirdigt.
Wirdigen i. S. d. 8 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FeV bedeutet, dass das &arztliche Gutachten einer
Uberprifung unterzogen wird und eine Auseinandersetzung mit dem Ergebnis und den
Griunden erfolgt. Hier hat der Antragsgegner das Gutachten einer Prifung unterzogen und
hat, insbesondere mit den weiteren Schreiben vom 7. und 17. Oktober 2014, seine
Erwagungen ausreichend erlautert. Diese Schreiben kdnnen auch noch zur Begrindung
herangezogen werden, da es erst danach zu einer Entziehung der Fahrerlaubnis kam

(vgl. OVG NW, Beschluss vom 05.03.2014 - 16 B 1485/13 - juris Rn. 3ff.).

16 Das arztliche Gutachten ist auch nicht deshalb nicht verwertbar und der Empfehlung nicht
zu folgen, weil es offenbar zu Unstimmigkeiten zwischen dem begutachtenden Arzt und dem
Antragsteller gekommen ist. Der Antragsteller hat nach seinen Angaben wegen eines
Organisationsmangels in der Begutachtungsstelle sehr lange warten missen und sowohl er
als auch seine Mutter, die bei der Untersuchung anwesend war, waren dariber verargert und
taten ihren Unmut dariiber kund. Der Gutachter hat diese Verargerung festgestellt, aber
zwischen dem Unmut Uber die Wartezeit und der fehlenden Krankheitseinheit differenziert.
Der Gutachter hat ausgefiihrt, er habe gegeniber dem Wunsch des Antragstellers und
seiner Mutter, dass die Mutter bei der Begutachtung anwesend sein solle, geaul3ert, der
Antragsteller brauche keine Angst vor ihm zu haben, woraufhin dieser unwirsch reagiert
habe. Weiterhin hat der Gutachter festgestellt, der Antragsteller habe wegen der
Untersuchung verargert und hinsichtlich des Untersuchungsgrundes uneinsichtig gewirkt,
was auch durch seine Mutter mehrfach kundgetan worden sei. Daraus ist ersichtlich, dass
der Gutachter zwischen der Verargerung Uber die Untersuchung an sich, die sicher auch
durch eine Uberlange Wartezeit hervorgerufen werden konnte, und der Einsicht in den
Untersuchungsgrund unterschieden hat. Die Einsicht in den Untersuchungsgrund hangt aber
nicht davon ab, ob der Untersuchung eine unnétig lange Wartezeit vorausgegangen ist.
Diese Einsicht ergibt sich vorrangig daraus, dass der Betreffende sich mit den Griinden fir
die Zweifel an seiner Fahreignung und den daraus mdglicherweise fur sich selbst und andere

Verkehrsteilnehmer resultierenden Gefahren auseinandersetzt.

17 Soweit der Antragsteller ausfuhrt, es sei vorrangig eine Ergénzung des arztlichen
Gutachtens zu fordern gewesen, kann dem nicht gefolgt werden. Es bestehen Zweifel an
dem psycho-physischen Leistungsvermdgen des Antragstellers, die durch eine rein arztliche

Begutachtung nicht ausgeraumt werden kénnen.



Solche Leistungsschwachen kénnen im Einzelfall die Eignung zum Fihren eines
Kraftfahrzeugs ausschlieen (Himmelreich/Janker/Karbach, Fahrverbot, Fahrerlaubnisentzug
und MPU-Begutachtung, 8. Auflage 2007, Rn.133). Eine Uberprifung der psychischen
Leistungsfahigkeit durch Leistungstests erfolgt nach Nr. 2.5 der Begutachtungsleitlinien zur
Kraftfahreignung (Begutachtungsleitlinien - Berichte der Bundesanstalt fur Stral3enwesen,
Bergisch Gladbach, anwendbar ab 1. Mai 2014) regelméafig im Rahmen einer medizinisch-
psychologischen Begutachtung. Mit den Testverfahren kdnnen die Belastbarkeit, die
Orientierungs-, Konzentrations- und Aufmerksamkeitsleistung sowie die Reaktionsfahigkeit
untersucht werden (vgl. Beurteilungskriterien - Urteilsbildung in der
Fahreignungsbegutachtung, Deutsche Gesellschaft fir Verkehrspsychologie/Deutsche
Gesellschaft fur Verkehrsmedizin, 3. Aufl. 2013, Nr. 8.2.1). Bei der Beurteilung, ob
entsprechende Zweifel bestehen, die eine solche Untersuchung erforderlich machen, kann
sowohl der Anlass fir die Prifung der Fahreignung, namlich der Rotlichtverstol3, als auch
das ubrige Verhalten des Antragstellers im Verfahren in den Blick genommen werden. Dass
der Antragsteller den Rotlichtverstol3 nicht absichtlich begangen hat und andere
Verkehrsteilnehmer nicht bewusst gefahrden wollte, war Grundlage des Bul3geldbescheids
und wurde von dem Antragsgegner nicht angezweifelt. Angesichts der sich
widersprechenden Angaben des ermittelnden Polizeibeamten und des Antragstellers kann
aber nicht ausgeschlossen werden, dass fur den Rotlichtverstol3 auch psycho-physische
Leistungsmangel verantwortlich waren. Dartiber hinaus ergibt sich aus dem &rztlichen
Gutachten vom 14. Februar 2014, dass Zweifel an der Krankheitseinsicht und Compliance
des Antragstellers bestehen und der Antragsteller verlangsamt und vorgealtert wirkte. Seine
Wortwahl in dem Schreiben an den Landrat und sein Verhalten hinsichtlich der rechtzeitigen
Abgabe des Fuhrerscheins zeugen ebenfalls von einer gewissen Uneinsichtigkeit. Das
fehlerhafte Ausflllen des Gesundheitsbogens deutet darauf hin, dass sich der Antragsteller
mit seinen gesundheitlichen Einschrankungen nicht hinreichend auseinandersetzt. Dass er
zur Wundversorgung der Ulzerationen regelmafig seinen Hausarzt aufsucht, kann eine
Krankheitseinsicht und ausreichende Behandlung hinsichtlich der anderen kdrperlichen
Beeintrachtigungen (arterielle Hypertonie, Rechtsherzinsuffizienz, dilatative
Kardiomyopathie, Mitral- und Tricuspidalinsuffizienz Il. Grades,
Bewegungseinschrankungen) nicht belegen. Gerade daraus ergeben sich aber auch Zweifel
an seinem psycho-physischen Leistungsvermégen, denn es ist nicht festgestellt, ob er diese

korperlichen Beeintrachtigungen ggf. ausreichend kompensieren kann.

18 Der Antragsgegner musste auch nicht vorrangig Auflagen zur Fahrerlaubnis anordnen,
denn es ist nicht geklart, welche Auflagen geeignet waren, die Defizite des Antragstellers

auszugleichen.



Zum einen ist es nach 8 2 Abs. 1 Satz 2 FeV ohnehin Sache des Verkehrsteilnehmers, dafur
Sorge zu tragen, dass er andere nicht gefahrdet und dafiir geeignete Einrichtungen an
seinem Fahrzeug anzubringen. Zum anderen ist die Fahrerlaubnisbehérde regelmafiig auf
die Sachkunde eines Arztes oder Psychologen angewiesen, um krankheitsbedingt
notwendige Einschrankungen der Fahrerlaubnis oder entsprechende Auflagen nach § 46
Abs. 2 Satz 1 FeV, z. B. MaBnahmen zur Kompensation festgestellter Einschrénkungen
gemald Anlage 9 zu § 25 Abs. 3 FeV oder nach Anhang B zu den Begutachtungsleitlinien,
anzuordnen. Das medizinisch-psychologische Gutachten sollte, in Beantwortung der dritten
Frage der Anordnung, gerade solche Mal3nahmen eruieren und dem Antragsgegner die
Mdoglichkeit verschaffen, entsprechende Auflagen anzuordnen. Dass ggf. auch eine
Anordnung zur Vorlage regelméaRBiger arztlicher Bescheinigung geman Nr. 3.4.5 der
Begutachtungsleitlinien in Betracht kommit, trifft zu. Allerdings ist es angesichts der
erheblichen Herzerkrankung und des Bluthochdrucks des Antragstellers nicht ausreichend,
nur Bestatigungen Uber die regelmalige Wundversorgung seiner Ulzerationen vorzulegen,
sondern es muss im Rahmen eines Gutachtens festgestellt werden, in welchen Intervallen
Untersuchungen hinsichtlich der weiteren Erkrankungen durchzuftihren und der
Fahrerlaubnisbehdrde nachzuweisen sind. Ebenso kann nur im Rahmen eines Gutachtens
festgestellt werden, ob Fahrzeitbeschrankungen oder Fahrdistanzbeschrankungen als
mildere Mittel in Betracht kommen. Entgegen seiner Ankiindigung vom 16. Juli 2014 hat der
Antragsteller auch nicht selbst, ggf. unterstiitzt von seinem behandelnden Arzt, einen
Vorschlag zum Umbau des Fahrzeugs oder anderweitigen Auflagen gemacht, den der
Antragsgegner auf seine Geeignetheit hatte prifen konnen.

19 Selbst wenn man die Erfolgsaussichten des Klageverfahrens als offen ansehen wiirde, da
ggf. auch die Anordnung einer Fahrprobe (Verkehrspsychologische
Fahrverhaltensbeobachtung, s. auch Beurteilungskriterien, a. a. O. Nr. 8.2.6) in Betracht zu

ziehen wéare

(vgl. BayVGH, B.v. 3.4.2007 - 11 C 07.331 - juris; Himmelreich/Janker/Karbach, a. a. O. Rn.
260),

ergabe die Interessenabwagung ein Uberwiegen des 6ffentlichen Interesses gegeniiber dem
privaten Interesse des Antragstellers, von VollzugsmaRnhahmen verschont zu bleiben. Dabei
ist das Interesse der Allgemeinheit an der Sicherheit des StralRenverkehrs und der aus Art. 2
Abs. 2 Satz 1 GG abzuleitende Auftrag des Staates zum Schutz der Verkehrsteilnehmer vor

erheblichen Gefahren fur Leib und Leben zu beachten

(vgl. z. B. BVerfG, Urteil vom 16.10.1977 - 1 BvQ 5/77 - BVerfGE 46, 160).



Demgegentiber hat der arztliche Gutachter festgestellt, dass beim Antragsteller keine
Fahreignung angenommen werden kann. Auch der Antragsteller selbst geht in seiner
Beschwerdebegriindung davon aus, dass weitere Fragestellungen bestehen, die entweder
im Rahmen eines weiteren arztlichen Gutachtens geklart oder durch entsprechende
Auflagen behoben werden konnten. Er ist daher selbst nicht der Auffassung, dass er
uneingeschrankt fahrtauglich ist, sondern dass noch weiterer Aufklarungsbedarf besteht. Im
Ubrigen erscheint es nicht unzumutbar fur den Antragsteller, der nach eigenen Angaben
derzeit keiner Beschaftigung nachgeht, fiir seine Arzttermine und Einkdufe die vorhandenen

offentlichen Verkehrsmittel zu nutzen.

20 Die Beschwerde war daher mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 2 VwGO zuriickzuweisen.
Die Streitwertfestsetzung beruht auf 8§ 47 Abs. 3, 8 52 Abs. 1 GKG i. V. m. den
Empfehlungen in Nrn. 1.1.1, 1.5, 1.7.1, 46.3 und 46.5 des Streitwertkatalogs fur die
Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013 (abgedruckt in Kopp/Schenke, VwWGO, 20. Aufl. 2014, Anh.
§ 164 Rn. 14).



	Gründe:

